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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 2

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Grundrechte

Aufgrund eines Postulats Bäumlin (sp, BE) legte der Bundesrat einen Bericht über die
Menschenrechtspolitik der Schweiz vor. Dieser setzt sich insbesondere auch mit der
Frage der Kohärenz dieser Politik mit den übrigen aussen-, wirtschafts- und
entwicklungspolitischen Aktivitäten der Schweiz auseinander. Das Parlament nahm
diesen Bericht nach eingehender Diskussion zur Kenntnis und der Nationalrat überwies
ein Postulat, das für die Zukunft eine regelmässige Berichterstattung fordert. 3

POSTULAT
DATUM: 04.10.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies in der Wintersession ein Postulat Naef (sp, ZH), welches den
Bundesrat beauftragt, die Potenziale des geltenden Bundesrechtes zum Schutz vor
Diskriminierung aufzuzeigen. 4

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 5

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN

Einen anderen Weg wollte ein Postulat Caroni (fdp, AR) vorbereiten. Der Vorstoss
verlangte vom Bundesrat einen Bericht über die Verbesserungsmöglichkeiten der
rechtlichen Stellung von Sexarbeitenden. Da repressive Massnahmen wie das
Prostitutionsverbot die Sexarbeitenden in die Illegalität drängten und dadurch ihre
Gefährdung erhöhten, müssten andere Mittel gefunden werden. Ein wirksameres
Instrument zur Bekämpfung des Menschenhandels wurde in der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit und dem daraus resultierenden Anspruch auf den vereinbarten
Freierlohn sowie dem Recht auf einen Arbeitsvertrag gesehen. Der Nationalrat überwies
das Postulat ohne Diskussion an den Bundesrat. 6

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN
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In der Frühjahrssession 2014 nahm der Nationalrat ein Postulat Fehr (sp, ZH)
diskussionslos an und beauftragte damit den Bundesrat, eine Länderstudie zu
Prostitution und Sexarbeit zu erstellen. Die Studie soll einerseits darlegen, wie die
untersuchten Länder, darunter Schweden, Ausbeutung und Menschenhandel in der
Prostitution und Sexarbeit bekämpfen und andererseits konkrete Massnahmen für die
Schweiz vorschlagen. Der Bundesrat will das Postulat Fehr in einem Bericht zusammen
mit den thematisch ähnlichen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162) und Caroni
(fdp, AR; Po. 13.3332) erfüllen. 7

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat wird eine exakte Bilanz über die Umsetzung des in Artikel 12 der UNO-
Kinderrechtskonvention festgelegten Anhörungsrechts für Kinder vorlegen. Die 1997
von der Schweiz unterzeichnete Konvention räumt den Kindern Rechtssubjektcharakter
ein. Es wurde befürchtet, dass das Gesetz nicht zufriedenstellend umgesetzt würde.
Der Nationalrat überwies in der Herbstsession diskussionslos ein entsprechendes
Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur. 8

POSTULAT
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN

Zum besseren Schutz der Privatsphäre soll der Bundesrat die digitale Identität der
Bürgerinnen und Bürger definieren und diese in die bestehende Rechtspersönlichkeit
integrieren. Dies forderte ein vom Nationalrat an die Regierung überwiesenes Postulat
Derder (fdp, VD). 9

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

In seiner Antwort auf ein im März 2014 überwiesenes Postulat Stöckli (sp, BE) (Po.
13.4187) verabschiedete der Bundesrat im November 2014 einen Bericht über die
Erfahrungen und Perspektiven nach einer 40-jährigen EMRK-Mitgliedschaft der
Schweiz. Darin wies der Bundesrat unter anderem darauf hin, dass die Rechtsprechung
in Strassburg jene des Bundesgerichts zu den Grundrechten mitgeprägt und den
Schweizer Grundrechtskatalog beeinflusst habe. Trotz der Kritik an gewissen Urteilen
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte stehe eine Kündigung der EMRK
nicht zur Diskussion. Vielmehr solle ein gelassenerer Umgang mit Strassburg gepflegt
werden. Anlässlich des 40. Jubiläums des Schweizer Beitritts fanden am 28. November
2014 öffentliche Veranstaltungen im Beisein von Bundesrätin Simonetta Sommaruga
statt. Die Justizministerin ging in ihrer Rede an der Universität Zürich zwar auf die
kritischen Stimmen ein, wies sie jedoch mehrheitlich zurück. Im Vorfeld der
Feierlichkeiten war eine Debatte über die Verbindlichkeit der Rechtsprechung des
Strassburger Gerichtshofes geführt worden. Während die SVP in der Bundesverfassung
einen klaren Vorrang des Landesrechts vor dem Völkerrecht festschreiben wollte,
sammelten sich verschiedene Organisationen aus dem Menschenrechtsbereich zur
Arbeitsgruppe „Dialog EMRK“. Eine von Walter Kälin verfasste Studie hob zudem hervor,
dass eine Nichtbeachtung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte unvermeidlich den Austritt aus dem Europarat zur Folge hätte. „Die
Schweiz und die EMRK – das ist eine Verbindung ohne Verfallsdatum“, betonte auch
Sommaruga. 10

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 11

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Caroni (fdp, AR) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 12

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Das Postulat Fehr (sp, ZH) für eine Länderstudie zum Thema Prostitution und Sexarbeit
wurde im Sommer 2016 durch den Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat hatte das
Anliegen des Postulats mit dem Bericht «Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung» bereits im Sommer 2015 erfüllt. 13

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
CATALINA SCHMID
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Der Bundesrat soll in einem Bericht bestehende multilaterale Initiativen zur
Bekämpfung von Menschenschmuggel durch kriminelle Schlepper in ihren politischen,
rechtlichen und operationellen Gesichtspunkten vorstellen und beurteilen sowie die
Vor- und Nachteile einer verstärkten Beteiligung an diesen Aktivitäten seitens der
Schweiz darlegen. Ein entsprechendes Postulat Béglé (cvp, VD) wurde vom Nationalrat
im Herbst 2016 stillschweigend angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK

Mit der Annahme eines Postulates Reynard (sp, VS) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat, Möglichkeiten zu prüfen, wie Daten zu Diskriminierungen aufgrund
sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität erhoben werden könnten. Ein
spezielles Augenmerk soll auch auf Mehrfachdiskriminierungen geworfen werden. Da
Yves Nidegger (svp, GE) den Vorstoss bekämpfte, stellte sich die geschlossene SVP-
Fraktion gegen das Anliegen und Roland Rino Büchel (svp, SG) brachte in der Diskussion
ein Beispiel aus Schottland ein, das ihm Angst mache: In einer Primarschule gebe es nur
noch eine Art Toiletten, weil die Kinder sich sonst entscheiden müssten, wohin sie
gehen sollen. Daran anknüpfend richtete er die Frage an Bundesrätin Sommaruga,
welche das Anliegen im Namen des Gesamtbundesrates unterstützte: „Können Sie
bestätigen, dass wir uns nicht so wahnsinnig verhalten wie die Schotten?“ Es gehe ja nur
darum, sich die Frage der Diskriminierung überhaupt einmal anzuschauen, und
Hinschauen, das sei die Aufgabe des Bundesrates, führte Sommaruga aus. Mit 116 zu 73
Stimmen wurde das Postulat in der Sommersession 2017 überwiesen. 15

POSTULAT
DATUM: 01.06.2017
KARIN FRICK

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 16

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

In seiner Antwort auf ein Postulat Caccia (cvp, TI) versicherte der Bundesrat, dass er die
Weiterführung der politischen Statistik durch das Bundesamt für Statistik für
notwendig erachte. 17

POSTULAT
DATUM: 02.06.1993
HANS HIRTER

Die Frage, ob und wie der Ausgang von Wahlen und Volksabstimmungen durch
publizierte Ergebnisse von Meinungsumfragen beeinflusst wird, lässt sich nicht
eindeutig beantworten. Immerhin bestehen in einigen Staaten gesetzliche Vorschriften
über den Mindestabstand zwischen den letzten Veröffentlichungen und dem Wahl-
resp. Abstimmungstag. In der Schweiz halten sich die Meinungsforschungsinstitute
freiwillig an eine Frist von zehn Tagen. Diese Vorsichtsmassnahme droht nun durch die
allgemeine Einführung der brieflichen Stimmabgabe, welche bereits drei bis vier
Wochen vor dem Urnengang ausgeübt werden kann, bedeutungslos zu werden.
Ständerat Büttiker (fdp, SO) lud deshalb den Bundesrat ein, die eventuellen
Auswirkungen von während Kampagnen veröffentlichten Umfrageresultaten
wissenschaftlich abklären zu lassen. Der Ständerat überwies sein Postulat gegen den
Willen des Bundesrates, der für diese Thematik kein Geld ausgeben wollte. 18

POSTULAT
DATUM: 15.12.1994
HANS HIRTER

Das Postulat der FDP, mit dem Grundlagen für ein klareres Verhältnis zwischen
Völkerrecht und Landesrecht geschaffen werden sollen, wurde im Nationalrat in der
Frühjahrssession stillschweigend angenommen. Es verlangt eine Prüfung der Idee eines
obligatorischen Referendums für völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem
Charakter und der Idee einer Hierarchie völkerrechtlicher Normen nach
demokratischer Legitimation: Verträge (und Verfassungsartikel) mit obligatorischem
Referendum würden gegenüber Verträgen (bzw. Gesetzen) mit fakultativen bzw. keinem
Referendum höher gewichtet. Mit dem obligatorischen Referendum würde also ein

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN
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Parallelismus geschaffen und Konfliktfälle zwischen Normen des Landesrechts und des
Völkerrechts könnten entsprechend der Normstufe besser gelöst werden. Der
Bundesrat war bereit, den Auftrag anzunehmen, und verwies in seiner Antwort auf seine
Botschaft zur Volksinitiative „Staatsverträge vors Volk“, wo er einen vom Parlament
allerdings abgelehnten Gegenvorschlag unterbreitet hatte, der das obligatorische
Referendum für verfassungsändernde völkerrechtliche Verträge vorgesehen hätte. 19

Die Jugendsession war Gegenstand eines vom Nationalrat angenommenen Postulates
von Mathias Reynard (sp, VS). Ein Bericht des Bundesrates soll aufzeigen, wie man den
Anliegen der Jugendlichen, die jeweils in Form von Petitionen eingereicht werden,
besser gerecht werden kann. In der Regel entfalten die Petitionen nämlich kaum
politische Wirkung. Dies kann als Desinteresse ausgelegt werden, was die Einrichtung
'Jugendsession', die das politische Engagement Jugendlicher fördere, desavouiere. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulates beantragt, in seiner Antwort aber auf
seine Stellungnahme zu einer Interpellation Reynard verwiesen, wo er klar gemacht
hatte, dass eine bevorzugte Behandlung der Petitionen aus der Jugendsession aus
staatspolitischen Gründen nicht möglich sei, und dass hier vielmehr die
parlamentarischen Kommissionen, welche die Petitionen behandelten, gefordert seien.
Die Jugendsession 2014 fand Mitte November statt; die Jugendlichen diskutierten über
die Position der Schweiz in Europa, über Rassismus und über Jugendarbeitslosigkeit. 20

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Das Postulat von Karl Vogler (csp, OW), das vom Bundesrat einen Bericht fordert, mit
dem Möglichkeiten für eine Erhöhung der Hürden für das Einreichen von
Volksinitiativen aufgezeigt werden sollen, wurde vom Bundesrat zur Annahme
empfohlen. Vogler schlug neben der Erhöhung der Unterschriftenzahl und der
Verkürzung der Sammelfristen – Forderungen, die im Berichtjahr von zahlreichen
Kommentatoren unterstützt wurden – auch vor, dass Unterschriften künftig nur noch
im Gemeindebüro abgegeben werden sollen. Allerdings beeilte sich die Regierung in
ihrer Stellungnahme zu betonen, dass die bundesrätliche Empfehlung der Annahme des
Begehrens nicht gleichzusetzen sei mit der Annahme von Forderungen zur Errichtung
von höheren Hürden. Vielmehr könne mit dem Bericht das Initiativrecht analysiert und
optimiert werden. Dies würde auch die aktuellen Diskussionen über Umsetzung,
Ungültigkeit und Funktion der Volksinitiative allgemein bedienen. Die befürwortende
Haltung des Bundesrates zu einem Postulat führt normalerweise zu dessen
stillschweigender Annahme im Parlament. Allerdings wurde das Begehren von Toni
Brunner (svp, SG) bekämpft, was bedeutet, dass es im Rat noch diskutiert werden muss.
Diese Diskussion fand allerdings 2014 nicht mehr statt. Ein weiterer Vorschlag zur
Eindämmung der Über-Nutzung des Instrumentes "Volksinitiative" wurde Anfang
November von Alt-Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz vorgebracht. Sie schlug vor,
Volksbegehren Interessengruppen vorzubehalten, die nicht in der Regierung vertreten
sind. Die ursprüngliche Idee der Volksinitiative sei es, einen Kanal für
Minderheitenanliegen zu gewährleisten, die sich sonst kein Gehör verschaffen können.
Dies sei für Regierungsparteien, die Volksbegehren immer mehr auch als Wahlvehikel
missbrauchen würden, sicher nicht der Fall. 21

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Das Postulat Vogler, das einen Bericht zu einer möglichen Erhöhung der Hürden für das
Einreichen von Volksinitiativen gefordert hätte, wurde Ende 2015 abgeschrieben. Weil
das vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Begehren bekämpft worden war, war es
nicht stillschweigend überwiesen worden. Eine Diskussion zum Thema fand im
Nationalrat allerdings nicht statt, womit die Forderung von der Traktandenliste
gestrichen wurde, weil sie seit mehr als zwei Jahren hängig gewesen war.

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nachdem die Motion Quadri (lega, TI) im Nationalrat praktisch keine Unterstützung fand,
zog Thomas Aeschi (svp, ZG) gleichentags sein Postulat mit einem ähnlichen Anliegen
zurück. Aeschi wollte prüfen lassen, ob die Einführung eines Finanzreferendums nötig
sei. Gerade die Abstimmung über die Beschaffung des Kampfflugzeuges Gripen habe
gezeigt, wie wichtig ein Mitspracherecht der Stimmbevölkerung bei
Ausgabenbeschlüssen des Parlamentes sei. Der Bundesrat hatte noch im August 2014 in
seiner ablehnenden Antwort geltend gemacht, dass die Diskussion um ein
Finanzreferendum schon mehrere Male in den letzten Jahren ins Leere geführt habe. 22

POSTULAT
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Chancen von «Civic Tech» nutzen will Damian Müller (fdp, LU). Der Luzerner
Kantonsvertreter bemängelt die Strategie des Bundesrates für eine digitale Schweiz, die
im gleichnamigen Bericht lediglich E-Voting als Instrument für eine Bereicherung der
politischen Partizipation mittels Digitalisierung betrachte. Der Begriff «Civic
Technology» bezeichnet Informationstechnologien mit denen das politische
Engagement und die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern gefördert werden soll.
Müller regte an, dass der Bundesrat in einem durch sein Postulat verlangten Bericht
darlegt, welche weiteren Möglichkeiten es gäbe: Digitale Technologien könnten zum
Beispiel auch die Anhörungen und Vernehmlassungen oder die Interaktion mit
Behörden sowie mit Politikerinnen und Politikern vereinfachen. Eine Weiterentwicklung
des demokratischen Systems, auch ausserhalb von E-Voting und E-Government, sei
zwingend nötig. 
Der Bundesrat begrüsste das Postulat und schlug vor, einen gemeinsamen Bericht zum
Postulat Müller und zum im Nationalrat bereits im Mai 2017 angenommenen Postulat
Hausammann (Po. 17.3149) zu verfassen. Markus Hausammann (svp, TG) hatte damals
angeregt, die Vernehmlassungsverfahren effizienter zu machen. Bundeskanzler
Thurnherr machte in der Debatte freilich darauf aufmerksam, dass Digitalisierung kein
Selbstzweck sei und man immer auch abwägen müsse, was an Zeit zu gewinnen und an
Gehalt zu verlieren sei. Demokratie dürfe nicht mit dem «Messen der politischen
Tageslaune» verwechselt werden. Der Rat nahm das Postulat stillschweigend an. 23

POSTULAT
DATUM: 27.02.2018
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Die APK-NR wollte den Bundesrat mittels Postulat dazu auffordern, einen detaillierten
Bericht über die Situation der Tibeterinnen und Tibeter in der Schweiz zu erstellen.
Dieser solle sich insbesondere mit der Situation der Meinungsäusserungsfreiheit und
der Überwachung auseinandersetzen. Damit gab die Kommission einer Petition der
Gesellschaft für bedrohte Völker (Pet. 18.2020) Folge. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. 24

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

"Les prescriptions de la Convention sont le reflet d'un monde révolu", selon Damian
Müller, qui vise avec son postulat une adaptation de la Convention de 1951 relative au
statut des réfugiés. En effet, selon le sénateur, les modifications suivantes sont
nécessaires: il faut supprimer de la liste des motifs de fuite les motifs économiques,
l'objection de conscience et les motifs postérieurs à la fuite. De plus, il est important
pour le PLR que les personnes en exil ne puissent choisir librement leur État d'accueil
et il est aussi nécessaire que des moyens existent pour priver de leur statut de
réfugiées les personnes qui commettent des crimes ou ne font pas preuve d'une
intégration suffisante. 
Le Conseil fédéral, tout en précisant que la convention actuelle exclut d'ores et déjà les
raisons économiques et l'objection de conscience seule des motifs d'asile, s'annonce
favorable au postulat. Si le texte reste au yeux de l'exécutif nécessaire car il fixe un
cadre juridique sur le plan international, les questions du sénateur Müller méritent
d'être soulevées, notamment parce que tous les États n'ont pas signé la Convention de
1951. La chambre haute a adopté le postulat sans débat. 25

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
SOPHIE GUIGNARD
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Kinder- und Jugendpolitik

Le Conseil des Etats a accepté une motion Schoch (prd, AR) sous la forme d'un postulat
invitant le gouvernement à préparer une révision du code civil abaissant l'âge de la
majorité de 20 à 18 ans. Cela ne signifie pas qu'une personne âgée de 18 ans aurait le
droit de vote, mais qu'elle deviendrait sujet de droits et d'obligations. 26

POSTULAT
DATUM: 02.10.1987
STÉPHANE HOFMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit der Überweisung eines Postulats Janiak (sp, BL) in der Sommersession 2018 wurde
der Bundesrat beauftragt, die Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung
(BGA) mittels eines Berichtes zu evaluieren, dessen neue Herausforderungen zu
identifizieren und entsprechende Empfehlungen für dessen Weiterentwicklung und
Praxisanwendung abzugeben. Seit der Verabschiedung des aktuellen BGA im Jahre 1998
haben sich im Bereich der Digitalisierung, der Verwaltungspraxis und auch im
rechtlichen Umfeld rasante Entwicklungen eingestellt und unterschiedliche
Vollzugspraktiken etabliert. Besonders in diesen Bereichen gelte es folglich auch Fragen
von grossem Interesse zu klären. So möchte der Postulant beispielsweise wissen, wie
sich die Digitalisierung auf die Aktenführung auswirke und wie die Archivierung nach
der Einführung der elektronischen Geschäftsverwaltung (Gever) sichergestellt bzw.
welcher Behörde in welchem Umfang die entsprechende Kompetenz zur Sicherstellung
zugewiesen werde. Auch stellte er die Frage, wer im konkreten Fall sicherstellen könne,
dass dem BGA unterstellte Bundesorgane die Unterlagen nicht horteten und auch nicht
ohne Zustimmung des Bundesarchivs vernichteten. Ebenfalls von grossem Interesse
seien die Fragen nach der einheitlichen Umsetzung und Missbrauchsverhinderung
bezüglich der ordentlichen Schutzfrist von aktuell 30 Jahren und nach Lösungen, um
Zielkonflikte mit dem Persönlichkeitsschutz nicht zulasten der Forschungsfreiheit
aufzulösen. Weitere Punkte bezogen sich auf den Umgang mit dem Archivgut und
dessen Handhabung bezüglich der unterschiedlichen Freigabemöglichkeiten durch die
verschiedenen Bundesorgane sowie auf die Einhaltung der Trennung der Einsichtnahme
in Archivgut von dem Öffentlichkeitsgesetz. Der Bundesrat pflichtete dem Postulanten
in seiner Stellungnahme gänzlich bei und erachtete es, gerade aufgrund der langen
Zeitspanne seit des Inkrafttretens des BGA, ebenfalls als sinnvoll, eine Evaluation des
Vollzugs vorzunehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantragte. Im Ständerat
wurde der Vorstoss sodann diskussionslos angenommen. In seinen einführenden
Erläuterungen versäumte es Claude Janiak denn auch nicht, auf den Auslöser dieses
Postulats zu verweisen: Die Behandlung des Berichtes Cornu zur P-26 in der GPDel und
die in diesem Zusammenhang verschwundenen Akten mit den entsprechenden Beilagen
zum Bericht – wobei er betonte, dass die GPDel im Rahmen dieses Postulats nicht an
der Aufarbeitung der Geheimarmee sei. 27
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